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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

 

aufgrund des Antrages der Fraktion Kasseler Linke gemäß § 17 (3) der 

Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung Kassel lade ich zur  

46. öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen ein für 

 

Mittwoch, 27. Mai 2020, 17:00 Uhr, 

Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel. 

 

Entsprechend der Absprache im Ältestenrat bitte ich Sie, während der Sitzung die 

empfohlenen Hygienemaßnahmen einzuhalten und eine Mund-Nasen-Bedeckung 

zu tragen. Die Redebeiträge sind ohne Mund-Nasen-Bedeckung am Rednerpult 

möglich. 

 

Tagesordnung: 

 

1. Wahl der Schriftführung 

 

2. Förderung von Veranstaltungen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Mirko Düsterdieck 

- 101.18.1586 -  

 

3. Ursache Zusatzkosten Tiefgarage Friedrichsplatz 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 

- 101.18.1599 -  
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Einladung zur 46. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen am 27. Mai 2020 

 

2 von 2 4. Kinderärztliche Versorgung in Rothenditmold sicherstellen - Gründung 

eines kommunalen medizinischen Versorgungszentrums 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 

- 101.18.1652 - und Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne 

(gleichzeitig im Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport) 

 

5. Träger in Kurzarbeit 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

Berichterstatter/in: Stadtverordneter Simon Aulepp 

- 101.18.1687 -  

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Volker Zeidler 

Vorsitzender 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Stadtverordnetenversammlung 

Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

 

29. Juni 2020 

1 von 7 
Niederschrift 

über die 46. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

am Mittwoch, 27. Mai 2020, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Volker Zeidler, Vorsitzender, SPD 

Dominique Kalb, 1. stellvertretender Vorsitzender, CDU 

Anke Bergmann, Mitglied, SPD 

Sascha Gröling, Mitglied, SPD 

Patrick Hartmann, Mitglied, SPD 

Stefan Kurt Markl, Mitglied, SPD (Vertretung für Wolfgang Decker) 

Sabine Wurst, Mitglied, SPD (Vertretung für Hermann Hartig) 

Dr. Michael von Rüden, Mitglied, CDU 

Dr. Norbert Wett, Mitglied, CDU 

Dieter Beig, Mitglied, B90/Grüne 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Vanessa Gronemann) 

Boris Mijatovic, Mitglied, B90/Grüne 

Gerhard Gerlach, Mitglied, AfD 

Mirko Düsterdieck, Mitglied, Kasseler Linke 

Lutz Getzschmann, Mitglied, Kasseler Linke 

Volker Berkhout, Mitglied, Piraten 

Andreas Ernst, Mitglied, WfK 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Chuks-Lewis Samuel-Ehiwario, Vertreter des Ausländerbeirates 

Klaus Hansmann, Vertreter des Behindertenbeirates 

 

Magistrat 

Christian Geselle, Oberbürgermeister, SPD 

Ilona Friedrich, Bürgermeisterin, SPD 

Susanne Völker, Stadträtin, parteilos 

Ulrike Gote, Stadträtin, B90/Grüne 

Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 

 

Schriftführung 

Annika Kuhlmann, Hauptamt - Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Thorsten Bork, Hauptamt, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
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Vanessa Gronemann, 2. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 

Wolfram Kieselbach, Mitglied, CDU 

Michael Werl, Mitglied, AfD 

Peter Müller, Vertreter des Seniorenbeirates 

Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 

Edith Schneider, Hauptamt 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Stefan Rios, Kämmerei und Steuern 

Niklas Kraft, Hauptamt 

 

 

Tagesordnung: 
 

1. Wahl der Schriftführung 

2. Förderung von Veranstaltungen 101.18.1586 

3. Ursache Zusatzkosten Tiefgarage Friedrichsplatz 101.18.1599 

4. Kinderärztliche Versorgung in Rothenditmold sicherstellen - 

Gründung eines kommunalen medizinischen 

Versorgungszentrums 

101.18.1652 

5. Träger in Kurzarbeit 101.18.1687 

 

 

Vorsitzender  Zeidler eröffnet die mit der Einladung vom 20. Mai 2020 

ordnungsgemäß einberufene 46. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen, 

Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt die Anwesenden, stellt die 

Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung fest. 

 

 

 

1. Wahl der Schriftführung 

 

Vorsitzender Zeidler teilt mit, dass aufgrund von Personalwechseln im Büro der 

Stadtverordnetenversammlung neue Schriftführungen gewählt werden müssen. 

Er bringt daher folgenden Wahlvorschlag ein. 

 

Wahlvorschlag: 

 

Thorsten Bork, Hauptamt, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Sabine John, Hauptamt, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Niklas Kraft, Hauptamt, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Annika Kuhlmann, Hauptamt, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
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Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen wählt einstimmig 

Herrn Thorsten Bork 

Frau Sabine John 

Herrn Niklas Kraft 

Frau Annika Kuhlmann 

zu Schriftführerinnen bzw. Schriftführern. 

 

 

2. Förderung von Veranstaltungen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1586 - 
 

Anfrage 
 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Veranstaltungen werden durch die Stadt Kassel und kommunalen 

Betrieben mit Beteiligung der Stadt mit insgesamt mehr als 5.000 Euro 

gefördert? Die Summe je Veranstaltung bitte differenzieren in verlorene 

Zuschüsse, Ausfallbürgschaften, Einnahmeverzichte, Sponsoring, Werbung 

usw. 

2. Welchen Anteil am Gesamtbudget der einzelnen Veranstaltungen haben die 

kommunalen Unterstützungen? 

3. Welche Veranstaltungen mit kommunaler Förderung befinden sich in 

kommerzieller Trägerschaft? 

4. Bei welchen anderen Veranstaltungen wird die Praxis der Stadt Kassel beim 

Tag der Erde alle zusätzlich eingeworbenen Gelder, Spenden und Sponsoring 

zu 100% vom städtischen Zuschuss abzuziehen, ebenfalls angewandt? 

5. Wer hat diese Regelung gegenüber dem Umwelthaus getroffen? 

6. Was war das Ziel dieser Regelung? 

7. Ist diese Vereinbarung so vertraglich geregelt worden? 

8. Welche Veranstaltungen, wie „Kassel radelt“, das Flughafenfest, die Kasseler 

Gartenkultur etc, der Stadt oder ihrer Gesellschaften hatten welchen 

Finanzaufwand, inkl. der Arbeitskosten? 

9. In welchem inhaltlichen und finanziellen Umfang werden Veranstaltern 

Sicherheitsauflagen und Maßnahmen durch die Kasseler Ordnungsbehörde 

angeordnet, die zur Abwehr von Straftaten oder gar Attentaten dienen? 

10. Sind solche gesellschaftlichen Aufgaben nicht rechtlich den Organen des 

Bundes, der Länder und, bei kommunal gewünschten Sicherungen, der 

Kommune zugeordnet? 

11. Warum werden solche Maßnahmen den Veranstaltungen aufgezwungen und 

die Kosten auf sie abgewälzt? 

12. Wie sieht die gesetzliche Regelung und die Rechtsprechung zu den 

(Sicherheits)Maßnahmen zur Abwehr von Straftaten aus? 
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Oberbürgermeister Geselle sagt eine schriftliche Beantwortung der Anfrage zur 

Niederschrift zu, da noch nicht alle Fragen beantwortet werden können. Dagegen 

erhebt sich kein Widerspruch.  

 

Nach der Zusage einer schriftlichen Beantwortung der Anfrage durch 

Oberbürgermeister Geselle erklärt Vorsitzender Zeidler die Anfrage für erledigt. 

 

 

 

3. Ursache Zusatzkosten Tiefgarage Friedrichsplatz 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1599 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Was war der Grund für die mit zusätzlichen Kosten für die Stadt Kassel 

verbundene Verlängerung der Grundmietzeit? 

 

2. Hat sich der Pachtvertrag zwischen der Stadt Kassel und der 

Parkhausgesellschaft der Stadt Kassel mbH ebenfalls um den Zeitraum vom 

30. Juni 2018 bis zum 4. Januar 2019 verlängert? 

 

3. Ist der 2. Bauabschnitt der Tiefgarage Friedrichsplatz im Anschluss an die 

Grundmietzeit wie vorgesehen für 1.235.567,00 € zuzüglich Umsatzsteuer, 

Grunderwerbsteuer und sonstiger Nebenkosten erst an die Stadt Kassel 

verkauft und danach für den gleichen Preis von der Stadt Kassel an die 

Parkausgesellschaft der Stadt Kassel mbH weiterverkauft worden (Vorlage 

Nr. 101.17.1681)? 

 

4. Wie hoch war der Kaufpreis inklusive Umsatzsteuer, Grunderwerbsteuer und 

sonstiger Nebenkosten? 

 

5. Wie sind die aktuellen Eigentumsverhältnisse der Tiefgarage Friedrichsplatz? 

 

6. Wie hoch sind Einnahmen und Gewinne der Parkhausgesellschaft mbH aus 

der Tiefgarage Friedrichsplatz in den Jahren 2018 und 2019 gewesen? 

 

7. Wie hoch war der Gewinn der Stadt Kassel aus der Tiefgarage Friedrichsplatz 

in den Jahren 2018 und 2019?  
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Stadtverordneten Berkhout, wie lange der Erbpachtvertrag laufe, sagt 

Oberbürgermeister Geselle die Antwort zur Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung der Anfrage durch Oberbürgermeister Geselle erklärt 

Vorsitzender Zeidler die Anfrage für erledigt. 

 

 

 

4. Kinderärztliche Versorgung in Rothenditmold sicherstellen - Gründung 

eines kommunalen medizinischen Versorgungszentrums 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1652 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die Stadt Kassel übernimmt den freiwerdenden Kinderarztsitz und gründet ein 

kommunales medizinisches Versorgungszentrum (MVZ) im Stadtteil 

Rothenditmold. Die Ärzt*innen arbeiten mit Stadtteilangeboten und 

Sozialpädagog*innen zusammen, um den Einstieg in ein stadtteilbezogenes 

Gesundheitszentrum zu schaffen. Im Ausschuss für Gesundheit, Soziales und 

Sport im Mai sollen die möglichen Varianten, wie Eigenbetrieb oder unter 

Trägerschaft der GNH, vorgestellt werden. 

 

Stadtverordneter Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, begründet den Antrag 

seiner Fraktion. Oberbürgermeister Geselle und Stadträtin Gote nehmen dazu 

Stellung und beantworten die Nachfragen der Ausschussmitglieder. 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke 

Ablehnung: SPD, B90/Grüne, CDU, AfD 

Enthaltung: FPD + Freie Wähler + Piraten, WfK 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Kinderärztliche Versorgung in 

Rothenditmold sicherstellen - Gründung eines kommunalen medizinischen 

Versorgungszentrums, 101.18.1652, wird abgelehnt. 
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Stadtverordneter Mijatovic, Fraktion B90/Grüne, begründet den mit der Einladung 

eingegangenen Änderungsantrag seiner Fraktion. 

 

 Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird gebeten, zu prüfen, ob vor dem Hintergrund des 

freiwerdenden Kinderarztsitzes in Rothenditmold und des Erhalts einer 

ausreichenden kinderärztlichen Versorgung ein MVZ zu gründen ist, dessen 

Träger dann diesen freiwerdenden Kinderarztsitz übernimmt. Im Ausschuss 

für Gesundheit, Soziales und Sport im Mai sollen die möglichen Varianten, wie 

Eigenbetrieb oder unter Trägerschaft der GNH, vorgestellt werden. 

 

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: B90/Grüne, FPD + Freie Wähler + Piraten, WfK 

Ablehnung: SPD, CDU, AfD 

Enthaltung: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der Fraktion B90/Grüne zum Antrag der Fraktion Kasseler 

Linke betr. Kinderärztliche Versorgung in Rothenditmold sicherstellen - Gründung 

eines kommunalen medizinischen Versorgungszentrums, 101.18.1652, wird 

abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Gröling 

 

 

5. Träger in Kurzarbeit 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.1687 - 

 

Anfrage 

 

1. Wie viele städtische, von der Stadt finanzierte oder von der Stadt bezuschusste 

Betriebe und Träger haben Kurzarbeit angemeldet (bitte aufgliedern)? 

2. Für welchen Zeitraum? 
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getroffen, um das Kurzarbeitergeld aufstocken zu können? 

4. Gibt es Absichten die im Haushalt bereit gestellten Mittel nicht komplett 

auszuschütten? 

5. Wenn ja, nach welchen Kriterien und Regelungen? 

6. Wie sind die rechtlichen und vertraglichen Regelungen zur Verteilung des 

Risikos der höheren Gewalt mit den freien Trägern? 

7. Wie viele Beschäftigte sind betroffen? 

8. Welche Regelungen wurde mit Honorarkräften, die direkt oder indirekt im 

Auftrag der Stadt beschäftigt waren, für die Zeit von März bis Mai getroffen? 

 

Stadträtin Gote beantwortet die Anfrage. Die schriftliche Beantwortung der 

Anfrage wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 

 

Nach Beantwortung durch Stadträtin Gote erklärt Vorsitzender Zeidler die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

 

 

Ende der Sitzung: 18:02 Uhr 

 

 

 

 

 

Volker Zeidler Annika Kuhlmann 

Vorsitzender Schriftführerin 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1586 

 

 

Förderung von Veranstaltungen 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Welche Veranstaltungen werden durch die Stadt Kassel und kommunalen 

Betrieben mit Beteiligung der Stadt mit insgesamt mehr als 5.000 Euro 

gefördert? Die Summe je Veranstaltung bitte differenzieren in verlorene 

Zuschüsse, Ausfallbürgschaften, Einnahmeverzichte, Sponsoring, Werbung 

usw. 

2. Welchen Anteil am Gesamtbudget der einzelnen Veranstaltungen haben die 

kommunalen Unterstützungen? 

3. Welche Veranstaltungen mit kommunaler Förderung befinden sich in 

kommerzieller Trägerschaft? 

4. Bei welchen anderen Veranstaltungen wird die Praxis der Stadt Kassel beim 

Tag der Erde alle zusätzlich eingeworbenen Gelder, Spenden und Sponsoring 

zu 100% vom städtischen Zuschuss abzuziehen, ebenfalls angewandt? 

5. Wer hat diese Regelung gegenüber dem Umwelthaus getroffen? 

6. Was war das Ziel dieser Regelung? 

7. Ist diese Vereinbarung so vertraglich geregelt worden? 

8. Welche Veranstaltungen, wie „Kassel radelt“, das Flughafenfest, die Kasseler 

Gartenkultur etc, der Stadt oder ihrer Gesellschaften hatten welchen 

Finanzaufwand, inkl. der Arbeitskosten? 

9. In welchem inhaltlichen und finanziellen Umfang werden Veranstaltern 

Sicherheitsauflagen und Maßnahmen durch die Kasseler Ordnungsbehörde 

angeordnet, die zur Abwehr von Straftaten oder gar Attentaten dienen? 

10. Sind solche gesellschaftlichen Aufgaben nicht rechtlich den Organen des 

Bundes, der Länder und, bei kommunal gewünschten Sicherungen, der 

Kommune zugeordnet? 

11. Warum werden solche Maßnahmen den Veranstaltungen aufgezwungen und 

die Kosten auf sie abgewälzt? 
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(Sicherheits)Maßnahmen zur Abwehr von Straftaten aus? 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Mirko Düsterdieck 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1599 

 

 

Ursache Zusatzkosten Tiefgarage Friedrichsplatz  

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Was war der Grund für die mit zusätzlichen Kosten für die Stadt Kassel 

verbundene Verlängerung der Grundmietzeit? 

 

2. Hat sich der Pachtvertrag zwischen der Stadt Kassel und der 

Parkhausgesellschaft der Stadt Kassel mbH ebenfalls um den Zeitraum vom 

30. Juni 2018 bis zum 4. Januar 2019 verlängert? 

 

3. Ist der 2. Bauabschnitt der Tiefgarage Friedrichsplatz im Anschluss an die 

Grundmietzeit wie vorgesehen für 1.235.567,00 € zuzüglich Umsatzsteuer, 

Grunderwerbsteuer und sonstiger Nebenkosten erst an die Stadt Kassel 

verkauft und danach für den gleichen Preis von der Stadt Kassel an die 

Parkausgesellschaft der Stadt Kassel mbH weiterverkauft worden (Vorlage 

Nr. 101.17.1681)? 

 

4. Wie hoch war der Kaufpreis inklusive Umsatzsteuer, Grunderwerbsteuer und 

sonstiger Nebenkosten? 

 

5. Wie sind die aktuellen Eigentumsverhältnisse der Tiefgarage Friedrichsplatz? 

 

6. Wie hoch sind Einnahmen und Gewinne der Parkhausgesellschaft mbH aus 

der Tiefgarage Friedrichsplatz in den Jahren 2018 und 2019 gewesen? 

 

7. Wie hoch war der Gewinn der Stadt Kassel aus der Tiefgarage Friedrichsplatz 

in den Jahren 2018 und 2019?  

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 
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gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1652 

 

 

Kinderärztliche Versorgung in Rothenditmold sicherstellen - Gründung eines 

kommunalen medizinischen Versorgungszentrums 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Sport 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die Stadt Kassel übernimmt den freiwerdenden Kinderarztsitz und gründet ein 

kommunales medizinisches Versorgungszentrum (MVZ) im Stadtteil 

Rothenditmold. Die Ärzt*innen arbeiten mit Stadtteilangeboten und 

Sozialpädagog*innen zusammen, um den Einstieg in ein stadtteilbezogenes 

Gesundheitszentrum zu schaffen. Im Ausschuss für Gesundheit, Soziales und 

Sport im Mai sollen die möglichen Varianten, wie Eigenbetrieb oder unter 

Trägerschaft der GNH, vorgestellt werden. 

 

 

Begründung: 

 

Die Kinderärztin in Rothenditmold hört am 31.3. auf. Rothenditmold ist der jüngste 

Stadtteil, knapp jeder 5. ist unter 18 Jahren. Viele Menschen im Stadtteil sind 

außerdem alleinerziehend und haben mit Armut zu kämpfen. Die 

Schuleingangsuntersuchungen belegen zudem, wie wichtig eine ärztliche 

Versorgung im Stadtteil ist. Laut Bedarfsplanung würde der Sitz wegfallen, wenn 

nicht innerhalb von sechs Monaten eine NachfolgerIn gefunden wird. Um den Sitz 

zu sichern und ein attraktives Angebot für Nachfolger zu bieten, ist ein 

Angestelltenverhältnis von großem Vorteil.  

 

Neben der stationären medizinischen Versorgung in Krankenhäusern und der 

Rehabilitation ist die ambulante medizinische Behandlung durch niedergelassene 

Ärztinnen und Ärzte einer der tragenden Säulen im Gesundheitswesen. Die 

ambulante medizinische Versorgung wird in erster Linie von niedergelassenen 

Vertragsärzten wahrgenommen und umfasst alle Tätigkeiten des Arztes, die zur 

Verhütung, Früherkennung und Behandlung von Krankheiten erforderlich und 

zweckmäßig sind.  
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2 von 3 Die vertragsärztliche Versorgung (Behandlung von gesetzlich Versicherten) erfolgt 

durch zugelassene Ärzte und Medizinische Versorgungszentren, sowie ermächtigte 

Ärzte und ermächtigte ärztlich geleitete Einrichtungen sowie bei Unterversorgung 

zugelassene Krankenhäuser (§ 116a SGB V). Inhaltlich kann man zwischen der 

hausärztlichen und der fachärztlichen Versorgung unterscheiden. An der 

hausärztlichen Versorgung nehmen Allgemeinärzte, praktische Ärzte, Ärzte ohne 

Gebietsbezeichnung und Kinderärzte teil sowie Internisten ohne 

Schwerpunktbezeichnung, sofern sie sich für die hausärztliche Versorgung 

entschieden haben. Die übrigen Fachärzte und auch Kinderärzte mit Schwerpunkt 

nehmen an der fachärztlichen Versorgung teil. Als Grundleistung der 

Daseinsvorsorge ist die medizinische Versorgung von besonderer Bedeutung. Die 

kinderärztliche Versorgung ist der Bevölkerung und allen Verantwortlichen in 

München ein großes Anliegen. Neben dem hausärztlichen Bereich wird auch im 

fachärztlichen Bereich zunehmend der Ärztemangel deutlich. Was bei der 

Wiederbesetzung von Stellen im klinischen Bereich unserer Krankenhäuser in den 

vergangenen Jahren schon beobachtet wurde, tritt immer mehr auch bei der 

ambulanten fachärztlichen Versorgung ins Licht der Öffentlichkeit.  

 

Die Stadt Kassel würde über einen Eigenbetrieb in Rothenditmold ein 

Medizinisches Versorgungszentrum (MVZ) gründen und mit angestellten Ärzten 

betreiben um besonders die Unterversorgung von Kinderärzten auszugleichen. 

Medizinische Versorgungszentren (MVZ) sind ärztlich geleitete Einrichtungen, in 

denen Ärzte und Psychotherapeuten unterschiedlicher Fachrichtungen arbeiten. 

Das Kriterium „fachübergreifend“ ist jedoch mit Inkrafttreten des GKV-

Versorgungsstärkungsgesetzes zum 23.07.2015 entfallen. Ab diesem Zeitpunkt 

sind auch „fachgleiche“ MVZ zulässig, also beispielsweise reine Hausarzt-MVZ, 

spezialisierte facharztgleiche MVZ oder auch MVZ, in denen ausschließlich ärztliche 

und/oder nichtärztliche Psychotherapeuten tätig sind. Im Hinblick darauf, dass 

MVZ ihren Charakter als Zentrumseinrichtungen behalten, müssen mindestens 

zwei personenverschiedene Ärzte, deren Tätigkeitsumfänge in der Summe eine 

100 % Zulassungsstelle ergeben, am Vertragsarztsitz des MVZ tätig werden. Die 

Ärzte sind im MVZ angestellt. Sie sind verantwortlich für die Behandlung der 

Patienten, das MVZ als Einrichtung für die Organisation der Behandlung und die 

korrekte Leistungsabrechnung. Administrative und organisatorische Aufgaben 

werden gebündelt und zentral von nichtärztlichem Personal erledigt. Die vom 

Gesetzgeber geforderte ärztliche Leitung des MVZ soll sicherstellen, dass die vom 

MVZ zu erbringenden Leistungen den vertragsarztrechtlichen Anforderungen 

genügen. Der ärztliche Leiter muss im MVZ als Vertragsarzt oder angestellter Arzt 

tätig sein. Er ist weisungsfrei und verantwortlich für die ärztliche Steuerung der 

Betriebsabläufe in fachlich-medizinischer Hinsicht. Gegründet werden kann ein 

MVZ von zugelassenen Ärzten und zugelassenen Psychotherapeuten, von 

zugelassenen Krankenhäusern, von Erbringern nichtärztlicher Dialyseleistungen, 

von gemeinnützigen Trägern, die aufgrund von Zulassung oder Ermächtigung an 

der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen, oder von Kommunen. Auf Grund 

der Neuregelung durch das GKV-Versorgungsstärkungsgesetz muss ein 

Medizinisches Versorgungszentrum in einer eigenen Rechtsform betrieben werden.  



 

Antrag Fraktion Kasseler Linke Vorlage-Nr. 101.18.1652 

3 von 3 Da das MVZ mit angestellten Ärztinnen und Ärzten betrieben werden soll, kommt 

hierfür die Rechtsform des kommunalen Eigenbetriebs in Frage. Dies ist nach §95 

Abs. 2 SGB V möglich. 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Vera Kaufmann 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender 
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Rathaus, 34112 Kassel 

Telefon 0561 787 1266 

Telefax 0561 787 7130 

fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.18.1687 

 

 

Träger in Kurzarbeit 

 

 

Anfrage 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und 

Grundsatzfragen 

 

 

1. Wie viele städtische, von der Stadt finanzierte oder von der Stadt bezuschusste 

Betriebe und Träger haben Kurzarbeit angemeldet (bitte aufgliedern)? 

2. Für welchen Zeitraum? 

3. Welche Vereinbarung wurde mit den verschiedenen Trägern über Zahlungen 

getroffen, um das Kurzarbeitergeld aufstocken zu können? 

4. Gibt es Absichten die im Haushalt bereit gestellten Mittel nicht komplett 

auszuschütten? 

5. Wenn ja, nach welchen Kriterien und Regelungen? 

6. Wie sind die rechtlichen und vertraglichen Regelungen zur Verteilung des 

Risikos der höheren Gewalt mit den freien Trägern? 

7. Wie viele Beschäftigte sind betroffen? 

8. Welche Regelungen wurde mit Honorarkräften, die direkt oder indirekt im 

Auftrag der Stadt beschäftigt waren, für die Zeit von März bis Mai getroffen? 

 

Begründung: 

Hintergrund der Anfrage ist das Schreiben der Stadt mit der Aufforderung zur 

Akquirierung von Drittmitteln an Träger der Jugendhilfe. 

 

 

Fragesteller/-in: Stadtverordneter Simon Aulepp 

 

gez. Lutz Getzschmann 

Fraktionsvorsitzender Kasseler Linke 
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